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Einwilligung

Art. 4 DSGVO - Begriffsbestimmungen
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(11)„Einwilligung“ der betroffenen Person jede freiwillig 
für den bestimmten Fall, in informierter Weise und 
unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in 
Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen 
bestätigenden Handlung, mit der die betroffene 
Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung 
der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
einverstanden ist;



Einwilligung

Art. 6 DSGVO - Rechtmäßigkeit der Verarbeitung
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(1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn 
mindestens eine der nachstehenden Bedingungen 
erfüllt ist:

a) Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu 
der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten für einen oder 
mehrere bestimmte Zwecke gegeben;



Einwilligung

Art. 7 DSGVO - Bedingungen für die Einwilligung
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(1) Beruht die Verarbeitung auf einer 
Einwilligung, muss der Verantwortliche 
nachweisen können, dass die betroffene 
Person in die Verarbeitung ihrer 
personenbezogenen Daten eingewilligt hat.



Einwilligung

Art. 7 DSGVO - Bedingungen für die Einwilligung
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(2) Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine 
schriftliche Erklärung, die noch andere Sachverhalte 
betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren 
und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von den 
anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der 
Erklärung sind dann nicht verbindlich, wenn sie einen 
Verstoß gegen diese Verordnung darstellen.



Einwilligung

Art. 7 DSGVO - Bedingungen für die Einwilligung
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(3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung 
jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der 
Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung 
nicht berührt. Die betroffene Person wird vor Abgabe 
der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der 
Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die 
Erteilung der Einwilligung sein.



Einwilligung

Art. 7 DSGVO - Bedingungen für die Einwilligung
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(4) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig 
erteilt wurde, muss dem Umstand in größtmöglichem 
Umfang Rechnung getragen werden, ob unter 
anderem die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich 
der Erbringung einer Dienstleistung, von der 
Einwilligung zu einer Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die 
Erfüllung des Vertrags nicht erforderlich sind.



Einwilligung

Erwägungsgrund 32- Einwilligung
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• Die Einwilligung sollte durch eine eindeutige 
bestätigende Handlung erfolgen, mit der freiwillig, für 
den konkreten Fall, in informierter Weise und 
unmissverständlich bekundet wird, dass die betroffene 
Person mit der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten einverstanden ist, etwa in 
Form einer schriftlichen Erklärung, die auch elektronisch 
erfolgen kann, oder einer mündlichen Erklärung. 



Einwilligung

Erwägungsgrund 32- Einwilligung
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• Dies könnte etwa durch Anklicken eines Kästchens beim 
Besuch einer Internetseite, durch die Auswahl 
technischer Einstellungen für Dienste der 
Informationsgesellschaft oder durch eine andere 
Erklärung oder Verhaltensweise geschehen, mit der die 
betroffene Person in dem jeweiligen Kontext eindeutig 
ihr Einverständnis mit der beabsichtigten Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten signalisiert.



Einwilligung

Erwägungsgrund 32- Einwilligung
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• Stillschweigen, bereits angekreuzte Kästchen 
oder Untätigkeit der betroffenen Person sollten 
daher keine Einwilligung darstellen. 



Einwilligung

Erwägungsgrund 32- Einwilligung
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• Stillschweigen, bereits angekreuzte Kästchen 
oder Untätigkeit der betroffenen Person sollten 
daher keine Einwilligung darstellen. 



Einwilligung

Erwägungsgrund 32- Einwilligung
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• Die Einwilligung sollte sich auf alle zu demselben 
Zweck oder denselben Zwecken vorgenommenen 
Verarbeitungsvorgänge beziehen.

• Wenn die Verarbeitung mehreren Zwecken dient, 
sollte für alle diese Verarbeitungszwecke eine 
Einwilligung gegeben werden. 



Einwilligung

Erwägungsgrund 32- Einwilligung
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• Wird die betroffene Person auf elektronischem 
Weg zur Einwilligung aufgefordert, so muss die 
Aufforderung in klarer und knapper Form und 
ohne unnötige Unterbrechung des Dienstes, für 
den die Einwilligung gegeben wird, erfolgen.



Einwilligung

Erwägungsgrund 42 - Beweislast und Erfordernisse 
einer Einwilligung
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• Erfolgt die Verarbeitung mit Einwilligung der betroffenen 
Person, sollte der Verantwortliche nachweisen können, dass 
die betroffene Person ihre Einwilligung zu dem 
Verarbeitungsvorgang gegeben hat.

• Insbesondere bei Abgabe einer schriftlichen Erklärung in 
anderer Sache sollten Garantien sicherstellen, dass die 
betroffene Person weiß, dass und in welchem Umfang sie ihre 
Einwilligung erteilt.



Einwilligung

Erwägungsgrund 42 - Beweislast und Erfordernisse 
einer Einwilligung
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• Gemäß der Richtlinie 93/13/EWG des Rates¹ sollte eine vom 
Verantwortlichen vorformulierte Einwilligungserklärung in 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und 
einfachen Sprache zur Verfügung gestellt werden, und sie sollte keine 
missbräuchlichen Klauseln beinhalten.

• Damit sie in Kenntnis der Sachlage ihre Einwilligung geben kann, 
sollte die betroffene Person mindestens wissen, wer der 
Verantwortliche ist und für welche Zwecke ihre personenbezogenen 
Daten verarbeitet werden sollen. 



Einwilligung

Erwägungsgrund 42 - Beweislast und Erfordernisse 
einer Einwilligung
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• Es sollte nur dann davon ausgegangen werden, dass sie 
ihre Einwilligung freiwillig gegeben hat, wenn sie eine 
echte oder freie Wahl hat und somit in der Lage ist, die 
Einwilligung zu verweigern oder zurückzuziehen, ohne 
Nachteile zu erleiden.



Einwilligung

Erwägungsgrund 43 -Zwanglose Einwilligung
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• Um sicherzustellen, dass die Einwilligung freiwillig erfolgt 
ist, sollte diese in besonderen Fällen, wenn zwischen der 
betroffenen Person und dem Verantwortlichen ein klares 
Ungleichgewicht besteht, insbesondere wenn es sich bei 
dem Verantwortlichen um eine Behörde handelt, und es 
deshalb in Anbetracht aller Umstände in dem speziellen 
Fall unwahrscheinlich ist, dass die Einwilligung freiwillig 
gegeben wurde, keine gültige Rechtsgrundlage liefern.



Einwilligung

Erwägungsgrund 43 -Zwanglose Einwilligung
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• Die Einwilligung gilt nicht als freiwillig erteilt, wenn zu 
verschiedenen Verarbeitungsvorgängen von 
personenbezogenen Daten nicht gesondert eine 
Einwilligung erteilt werden kann, obwohl dies im 
Einzelfall angebracht ist, oder wenn die Erfüllung eines 
Vertrags, einschließlich der Erbringung einer 
Dienstleistung, von der Einwilligung abhängig ist, obwohl 
diese Einwilligung für die Erfüllung nicht erforderlich ist.



Einwilligung - Beispiel
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Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß DSGVO

Hiermit stimme ich [Name, Vorname] der folgenden Verarbeitung meiner 
personenbezogenen Daten durch [Name des Unternehmens] zu:

Kategorie und Art der Datenverarbeitung

Folgende personenbezogene Daten werden durch [Name des Unternehmens] verarbeitet:

[Name, Vorname]

[Adresse]

[E-Mail-Adresse]

[Kategorien von personenbezogenen Daten hier genau benennen.]



Einwilligung - Beispiel
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Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten durch [Name des Unternehmens] 
umfasst:

[Datenerhebung]

[Datenspeicherung]

[Alle Verarbeitungsvorgänge nennen.]

Besondere Kategorien personenbezogener Daten

Folgende besondere personenbezogene Daten werden durch [Name des Unternehmens] 
verarbeitet:

[Gesundheitsdaten]

[Kategorien von besonderen personenbezogenen Daten hier genau benennen.]



Einwilligung - Beispiel
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Zweck der Datenverarbeitung

Diese Daten werden nur zu folgenden Zweck(en) verarbeitet:

[Newsletter-Abonnement]

[Zwecke genau nennen.]

Datensicherheit

Diese Daten werden nur von berechtigten Personen unter Einhaltung 
einer angemessenen Datensicherheit bearbeitet. Eine automatische 
Löschung der verarbeiteten Daten erfolgt nach [6 Monaten].



Einwilligung - Beispiel
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Widerrufsrecht

Der/die Einwilligende hat das Recht, die Einwilligung jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft ohne Angabe von Gründen zu widerrufen. Ab 
Zugang der Widerrufserklärung werden die Daten unverzüglich 
gelöscht insofern keine gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 
entgegenstehen und der Widerruf wirksam ist. Die Wirksamkeit der bis 
zum Widerruf der Einwilligung getätigten Datenverarbeitung bleibt 
unberührt.

Der Widerruf ist an die folgende E-Mail-Adresse zu richten: [E-Mail-
Adresse]



Einwilligung - Beispiel
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Weitere Rechte des/der Einwilligenden

Der/die Einwilligende besitzt auch das Recht der Löschung, der 
Sperrung, der Berichtigung und der Übertragbarkeit der Daten, sowie 
der Auskunft über die Datenverarbeitung. Die Geltendmachung dieser 
Rechte ist an folgende E-Mail-Adresse zu richten: [E-Mail-Adresse]



Einwilligung - Beispiel
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Folgen der Nichtunterzeichnung

Der/die Unterzeichnende hat außerdem das Recht, allen oder einem 
der Zwecke dieser Einwilligungserklärung nicht zuzustimmen. Daher 
sind nur die Zwecke anzukreuzen, denen zugestimmt werden soll.

Die Zustimmung erfolgt freiwillig. Die Nichtzustimmung schließt 
weitere Dienste durch [Name des Unternehmens] nicht aus.



Einwilligung - Beispiel
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Freiwillige Zustimmung

Hiermit versichert der/die Unterzeichnende, der [Erhebung und 
Verarbeitung] der personenbezogenen Daten durch [Name des 
Unternehmens] freiwillig zuzustimmen. Eine ordnungsgemäße 
Belehrung über das Widerrufsrecht fand statt.

________________________

Ort, Datum, Unterschrift



Fotos

DSGVO - gültig oder nicht?
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Bei Fotografien von erkennbaren Personen (ausreichende 
Auflösung) handelt es sich immer um personenbezogene Daten 
i.S.d. Art. 4 Nr. 1 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO). Für 
die Identifizierbarkeit der Person kommt es nicht darauf an, ob 
der Fotograf einzelne Gesichter bestimmten Personen zuordnet, 
sondern allein auf eine abstrakte Bestimmbarkeit des 
Personenbezugs. Bei digitalen Aufnahmen werden neben den 
Gesichtszügen häufig auch Ort und Zeit der Aufnahme als 
Metadaten gespeichert.



Fotos

Rechtsgrundlagen?
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• Erfüllung des Vertrages

• Berechtigte Interessen

• Einwilligung



Fotos

Wann gilt die DSGVO nicht?
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• Gemäß dem sogenannten Haushaltsprivileg 
(Art. 2 Abs. 2 c) DSGVO) ist die DSGVO nicht 
anwendbar, wenn zur Ausübung ausschließlich 
persönlicher oder familiärer Tätigkeiten 
fotografiert wird.



Fotos

Wann gilt die DSGVO nicht?
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• Soweit Fotografien im journalistischen Bereich 
veröffentlicht werden, ist nicht die DSGVO, 
sondern das Kunsturhebergesetz (KUG) 
maßgeblich, so hat es der Bundesgerichtshof 
am 7. Juli 2020 (Az.: VI ZR 246/19) entschieden. 



Fotos

Das Recht am eigenen Bild!
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• Das Recht am eigenen Bild ist eine besondere 
Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
und in § 22 S. 1 KUG definiert: 
"Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des 
Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau 
gestellt werden." 



Fotos

Das Recht am eigenen Bild!
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Im Grundsatz ist also eine Einwilligung erforderlich, es sei denn, es greift eine Ausnahme nach § 23 Abs. 1 
KUG:

• Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte,

• Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen Örtlichkeit 
erscheinen,

• Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die dargestellten 
Personen teilgenommen haben,

• Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder Schaustellung einem 
höheren Interesse der Kunst dient.



Fotos

Das Recht am eigenen Bild!
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Im Grundsatz ist also eine Einwilligung erforderlich, es sei denn, es greift eine Ausnahme nach § 23 Abs. 1 
KUG:

• Bildnisse aus dem Bereich der Zeitgeschichte,

• Bilder, auf denen die Personen nur als Beiwerk neben einer Landschaft oder sonstigen Örtlichkeit 
erscheinen,

• Bilder von Versammlungen, Aufzügen und ähnlichen Vorgängen, an denen die dargestellten 
Personen teilgenommen haben,

• Bildnisse, die nicht auf Bestellung angefertigt sind, sofern die Verbreitung oder Schaustellung einem 
höheren Interesse der Kunst dient.



Neues aus den Gerichten und 
Aufsichtsbehörden
300 Euro Schmerzensgeld wegen unzulässiger E-Mail-
Werbung
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In einem aktuellen Urteil sprach das Amtsgericht Pfaffenhofen a.d. Ilm 
(Az.: 2 C 133/21) dem Empfänger ungewollter E-Mail-Werbung ein 
Schmerzensgeld in Höhe von 300 Euro zu.

Das beklagte Unternehmen sendete dem Kläger ohne vorherige 
Einwilligung eine Werbemail an sein anwaltliches E-Mail-Postfach. Bei 
den Werbemails handelte es sich um Vorteilsangebote zu FFP2 NR 
Masken für Kinder. 

Kläger verlangt Auskunft und Unterlassung!



Neues aus den Gerichten und 
Aufsichtsbehörden
300 Euro Schmerzensgeld wegen unzulässiger E-Mail-
Werbung
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Der Kläger trug daher dem Gericht vor, dass ihn die rechtswidrige Zusendung 
dieser Werbemails sehr beschäftigt und belastet habe und er diese Werbung als 
lästig und ärgerlich empfand.

Unter diesem Aspekt lautete sein zuletzt gestellter Antrag:

„Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger eine angemessene 
Geldentschädigung zum Ausgleich des immateriellen Schadens des Klägers zu 
zahlen, dessen Höhe den Betrag von 100,00 € nicht unterschreiten sollte, nebst 
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit 
Rechtshängigkeit.“



Neues aus den Gerichten und 
Aufsichtsbehörden
300 Euro Schmerzensgeld wegen unzulässiger E-Mail-
Werbung
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Es fehle an der nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit a DSGVO und § 7 Abs. 2 Nr. 3 
UWG notwendigen Einwilligung zur Verarbeitung der Daten. Nach § 7 
Abs. 1 UWG dürfen Marktteilnehmer durch Direktmarketing nicht in 
unzumutbarer Weise belästigt werden. 

Hieraus ergibt sich, dass Werbung per E-Mail grundsätzlich nur dann 
rechtlich zulässig ist, wenn eine vorherige, ausdrückliche Einwilligung 
des angesprochenen Kunden oder Interessenten vorliegt. Auch eine 
Ausnahme nach § 7 Abs. 3 UWG war hier nicht einschlägig. 



Neues aus den Gerichten und 
Aufsichtsbehörden
300 Euro Schmerzensgeld wegen unzulässiger E-Mail-
Werbung

37

In Bezug auf die DSGVO:

• Keine Einhaltung der Informationspflichten

• Verletzung der Auskunftspflicht

• Fehlende Rechtsgrundlage

• ➔ extra Bußgeld durch Aufsichtsbehörde



Neues aus den Gerichten und 
Aufsichtsbehörden
300 Euro Schmerzensgeld wegen unzulässiger E-Mail-
Werbung
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In Ihrem Urteil stützt die Richterin sich auf das beim Kläger durch die Zusendung 
der Werbemails hervorgerufene „ungute Gefühl“:

„Der Schaden kann auch bereits etwa in dem unguten Gefühl liegen, dass 
personenbezogene Daten Unbefugten bekannt geworden sind, insbesondere 
wenn nicht ausgeschlossen ist, dass die Daten unbefugt weiterverwendet 
werden, auch bereits in der Ungewissheit, ob personenbezogene Daten an 
Unbefugte gelangt sind. Unbefugte Datenverarbeitungen können zu einem 
Gefühl des Beobachtetwerdens und der Hilfslosigkeit führen, was die 
betroffenen Personen letztlich zu einem reinen Objekt der Datenverarbeitung 
degradiert.“



Vielen Dank
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